
 

 

Readcrest Capital AG 

 

Vergütungssystem des Vorstands 

 

Der Aufsichtsrat der Readcrest Capital AG (nachfolgend auch „Gesellschaft“) hat das 

folgende Vergütungssystem für Vorstandsmitglieder entsprechend den Regelungen 

der §§ 87 Abs. 1, 87a Abs. 1 AktG beschlossen:  

 

1. Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur Überprüfung des Vergütungssys-

tems, erstmalige Anwendung 

 

Das Vergütungssystem für Vorstandsmitglieder der Readcrest Capital AG wird im Ein-

klang mit §§ 87 Abs. 1, 87a Abs. 1 AktG vom Aufsichtsrat festgesetzt. 

 

Dabei kann der Aufsichtsrat durch einen vom Aufsichtsrat gebildeten Personalaus-

schuss unterstützt werden. Bislang hat der Aufsichtsrat allerdings davon abgesehen 

einen Personalausschuss zu bilden. 

 

Der Aufsichtsrat kann ferner externe Berater (insbesondere Vergütungsberater) hinzu-

ziehen, hat bislang aber von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht. Im Falle 

einer Mandatierung von externen Beratern wird der Aufsichtsrat auf deren Unabhän-

gigkeit achten. Die allgemeinen Regelungen des Aktiengesetzes und des Deutschen 

Corporate Governance Kodex für die Behandlung von Interessenkonflikten im Auf-

sichtsrat werden auch beim Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur Überprüfung 

des Vergütungssystems beachtet. Bisher ist es im Hinblick auf die Vergütung des Vor-

stands im Aufsichtsrat allerdings nicht zum Auftreten von Interessenkonflikten gekom-

men. Sofern es künftig zu Interessenkonflikten kommen sollte, wird der Aufsichtsrat 

geeignete Maßnahmen ergreifen. 

 

Das vom Aufsichtsrat beschlossene Vergütungssystem wird der Hauptversammlung 

zur Billigung vorgelegt. Billigt die Hauptversammlung das jeweils zur Abstimmung ge-

stellte Vergütungssystem nicht, wird spätestens in der darauffolgenden ordentlichen 

Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem zur Billigung vorgelegt. 

 

Im Falle wesentlicher Änderungen, mindestens jedoch alle vier Jahre, wird das Vergü-

tungssystem der Hauptversammlung erneut zur Billigung vorgelegt. 

 

Das vorliegende System zur Vergütung des Vorstandsmitglieds gilt für alle nach dem 

Zeitpunkt der Vorlage zur Hauptversammlung neu abzuschließenden Anstellungsver-

träge mit Vorstandsmitgliedern und alle anstehenden Änderungen oder Verlängerun-

gen bestehender Anstellungsverträge mit Vorstandsmitgliedern.  
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2. Überblick über das Vergütungssystem 

 

2.1 Vergütungskomponenten 

 

Das Vergütungssystem setzt sich ausschließlich aus festen (erfolgsunabhängigen) 

Vergütungsbestandteilen zusammen. Diese festen, erfolgsunabhängigen Vergütungs-

komponenten bestehen aus der Grundvergütung („Grundvergütung“) sowie Sach- 

und sonstigen Bezügen („Nebenleistungen“).  

 

Die Summe der vorstehend genannten Vergütungen bildet die Gesamtvergütung („Ge-

samtvergütung“) eines Vorstandsmitglieds.  

 

2.2 Höchstgrenze für die Gesamtvergütung („Maximal-Gesamtvergütung“) 

 

Der Aufsichtsrat hat in Übereinstimmung mit § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG eine be-

tragsmäßige Höchstgrenze für die Gesamtvergütung des Vorstandsmitglieds (d.h. die 

Summe der Grundvergütung und Nebenleistungen) festgelegt („Maximal-Gesamtver-

gütung“). Diese Maximal-Gesamtvergütung beträgt für jedes Vorstandsmitglied jeweils 

einzeln EUR 50.000,00 im Jahr. 

 

Dabei bezieht sich die Maximal-Gesamtvergütung auf die Summe aller Werte, die aus 

den Vergütungsregelungen in einem Geschäftsjahr resultieren. 

 

3. Erläuterungen der einzelnen Vergütungsbestandteile 

 

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder setzt sich aus folgenden Vergütungsbestand-

teilen zusammen: 

 

3.1 Grundvergütung 

 

Die Grundvergütung ist eine fixe, auf das Gesamtjahr bezogene Vergütung, die in zwölf 

monatlichen Teilbeträgen jeweils am Monatsende unter Einbehaltung der gesetzlichen 

Abzüge ausgezahlt wird. 

 

Bei der Festlegung der Höhe der Grundvergütung berücksichtigt der Aufsichtsrat den 

Verantwortungsbereich und die Aufgaben des Vorstandsmitglieds. 

 

3.2 Nebenleistungen 

 

Das Vorstandsmitglied kann darüber hinaus insbesondere die folgenden Nebenleistun-

gen erhalten: 

 

- Bereitstellung eines Dienstwagens oder eine monatlich erfolgende Zahlung als 

Ersatz für die Bereitstellung eines Dienstwagens, 
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- Abschluss bzw. Einbeziehung in eine Gruppen-Unfallversicherung, 

 

- Übernahme von Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung, sowie zur frei-

willigen Rentenversicherung. 

 

3.3 Versorgungsbezüge 

 

Im Anstellungsvertrag kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft im Todesfall an 

die Hinterbliebenen des Vorstandsmitglieds die Grundvergütung für den Sterbemonat 

und bis zu sechs folgenden Monaten zahlt.  
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4. Vertragslaufzeiten, Kündigungsmöglichkeiten, Vergütung bei Beendigung der 

Vorstandstätigkeit, Unterjähriger Ein- bzw. Austritt 

 

Die Anstellungsverträge werden befristet auf die Dauer der jeweiligen Bestellung eines 

Vorstandsmitgliedes geschlossen. Ein Anstellungsvertrag kann eine Verlängerungs-

klausel vorsehen, nach der sich der Anstellungsvertrag automatisch um den Zeitraum 

verlängert, für den das jeweilige Vorstandsmitglied erneut zum Vorstand bestellt wird. 

 

Bei Aufnahme der Vorstandstätigkeit, wenn das Vorstandsmitglied einen neuen Dienst-

vertrag unterzeichnet oder bei einer automatischen Verlängerung des Dienstvertrages, 

entscheidet der Aufsichtsrat nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und inwieweit dem 

neuen Vorstandsmitglied zusätzliche Vergütungsleistungen gewährt werden (insbe-

sondere eine Umzugsbeihilfe oder ein Sign-On-Bonus). Der Aufsichtsrat kann anläss-

lich des Antritts der Vorstandstätigkeit insbesondere einen Ausgleich für den Verfall 

von Leistungen des vorherigen Arbeitgebers des Vorstandsmitglieds gewähren (z.B. 

Versorgungszusagen) oder sich an den Kosten für einen Umzug des Vorstandsmit-

glieds beteiligen. Die Höhe des Ausgleichs und der Umzugskosten sind individualver-

traglich festzulegen. Die Umzugskosten sollen einen angemessenen Maximalbetrag 

nicht überschreiten. 

 

Der Anstellungsvertrag eines Vorstandsmitgliedes enthält keine Regelung zur ordentli-

chen Kündigung des Vertrags. Der Anstellungsvertrag kann vorsehen, dass, sollte die 

Gesellschaft die Bestellung zum Mitglied vorzeitig widerrufen, der Gesellschaft und 

dem jeweiligen Vorstandsmitglied das Recht zusteht, den Vertrag zu kündigen. Das 

beiderseitige Recht zur außerordentlichen Kündigung des Anstellungsvertrags bleibt 

unberührt. 

 

Vergütung bei Beendigung der Vorstandtätigkeit 

 

Die Anstellungsverträge mit Vorstandsmitgliedern können auch Regelungen für die 

Vergütung im Falle der vorzeitigen Beendigung des Vorstandsamts bzw. Anstellungs-

vertrags vorsehen. 

 

Für den Fall der vorzeitigen Beendigung des Anstellungsvertrags (ohne dass ein wich-

tiger Grund für die Kündigung des Anstellungsvertrags durch die Gesellschaft vorliegt) 

kann eine Abfindungszahlung gewährt werden, deren Höhe jedoch auf zwei Jahres-

Gesamtvergütungen begrenzt ist und die Vergütung der Restlaufzeit des Anstellungs-

vertrags nicht übersteigen darf („Abfindungs-Cap“). Bei der Berechnung des Abfin-

dungs-Caps wird auf die Gesamtvergütung für das letzte Geschäftsjahr vor der vorzei-

tigen Beendigung der Tätigkeit als Vorstandsmitglied und ggf. auf die voraussichtliche 

Gesamtvergütung für das laufende Geschäftsjahr abgestellt. 

 

Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes zur außerordentlichen Kündigung der Vor-

stands-Anstellungsvertrags durch die Gesellschaft wird keine Abfindung gezahlt. 
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Unterjähriger Ein- bzw. Austritt 

 

Im Falle eines Ein- oder Austritts während eines laufenden Geschäftsjahrs wird die 

Gesamtvergütung pro rata temporis entsprechend der Dauer des Anstellungsvertrags 

im relevanten Geschäftsjahr reduziert. 

 

5. Nachvertragliches Wettbewerbsverbot 

 

Im Anstellungsvertrag kann ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot im Rahmen des 

gesetzlich Zulässigen vereinbart werden. Für diesen Zeitraum kann eine angemessene 

Entschädigung in Höhe von jährlich 50 % der von dem Vorstandsmitglied zuletzt bezo-

genen vertragsmäßigen Leistungen gewährt werden. Die Zahlung erfolgt in monatli-

chen Teilbeträgen. Der Aufsichtsrat kann vorsehen, dass Zahlungen aus Anlass einer 

vorzeitigen Beendigung der Vorstandstätigkeit gemäß Abschnitt 4 dieses Vergütungs-

systems auf die Karenzentschädigung angerechnet werden. Der Aufsichtsrat kann im 

Einzelfall auch auf die Durchsetzung des Wettbewerbsverbotes verzichten. In diesem 

Fall ist keine Zahlung zu leisten. 

 

6. Vorübergehende Abweichungen 

 

Der Aufsichtsrat kann vorübergehend von einzelnen Bestandteilen des Vergütungssys-

tems abweichen, wenn dies im Interesse des langfristigen Wohlergehens der Gesell-

schaft notwendig ist. Dies betrifft insbesondere Situationen, in denen die Abweichung 

vom Vergütungssystem notwendig ist, um den langfristigen Interessen und der Tragfä-

higkeit der Gesellschaft insgesamt zu dienen oder um ihre Rentabilität zu gewährleis-

ten. Derartige Situationen können sowohl auf gesamtwirtschaftlichen als auch unter-

nehmensbezogenen außergewöhnlichen Umständen beruhen. Abweichungen sind 

insbesondere in wirtschaftlichen Krisen zulässig, in denen die Vergütung der vom Auf-

sichtsrat für geeignet gehaltenen (potenziellen) Vorstandsmitglieder auf Basis des Ver-

gütungssystems und die dadurch bewirkte Anreizstruktur im Unternehmensinteresse 

als nicht ausreichend erscheint. Die Bestandteile des Vergütungssystems, von denen 

in Ausnahmefällen abgewichen werden kann, sind die Grundvergütung (insbesondere 

Höhe und Auszahlungszeitpunkt), die Nebenleistungen und Versorgungsbezüge 

(Höhe, Art und Gewährungszeitpunkt) sowie die Maximal-Gesamtvergütung.  

 

Die Abweichung vom Vergütungssystem soll nur vorübergehend sein und einen vom 

Aufsichtsrat im pflichtgemäßen Ermessen festgelegten Zeitraum nicht übersteigen. 

Eine solche Abweichung von dem Vergütungssystem setzt ferner voraus, dass der Auf-

sichtsrat mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen (i) feststellt, dass eine Situation 

vorliegt, die eine vorübergehende Abweichung vom Vergütungssystem im Interesse 

des langfristigen Wohlergehens der Gesellschaft erfordert und (ii) festlegt, welche kon-

kreten Abweichungen aus seiner Sicht geboten sind. Soweit die Regelungen des Vor-

standsanstellungsvertrags eine einseitige Änderung der betreffenden Vergütungsbe-

stimmungen erlauben, wird der Aufsichtsrat die für geboten gehaltenen Abweichungen 
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einseitig umsetzen; ansonsten wird er sich bemühen, mit dem oder den betroffenen 

Vorstandsmitgliedern eine entsprechende vertragliche Regelung zu finden. 

 

 

*** 


